
Zweite Satzung zur Änderung der Prüfungsordnung der Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen für die Durchführung von Abschluss- und Umschulungsprüfungen  
 
 

Auf Grund des Beschlusses des Berufsbildungsausschusses vom 07. Mai 2026 erlässt die 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen als zuständige Stelle nach § 47 Absatz 1 Satz 1, § 62 
Absatz 3 und § 79 Absatz 4 Satz 1 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. April 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 117, 129), das durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 28. Oktober 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 259) geändert worden ist, folgende 
Satzung: 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung der Landwirtschaftskammer Niedersachsen für die Durchführung von 
Abschluss- und Umschulungsprüfungen vom 18. Oktober 2021, zuletzt geändert am 
29.07.2022, wird wie folgt geändert: 
 
 
1. Das Inhaltsverzeichnis wird ergänzt um:  

 
§ 18a Durchführung schriftlicher Prüfungsleistungen 
 
§ 18b Virtuelle Teilnahme von Prüfenden  

 
 
2. § 4 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 
 Für Prüferdelegationen gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 
 
 
4. § 8 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert:  
 

- wer an vorgeschriebenen Zwischenprüfungen teilgenommen sowie einen 
Ausbildungsnachweis nach § 13 Satz 2 Nummer 7 BBiG über den Ausbildenden oder die 
Ausbildende schriftlich oder elektronisch vorgelegt hat und 

 
5. § 9 Abs. 2 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

 
- wer einen Ausbildungsnachweis nach § 13 Satz 2 Nummer 7 BBiG über den 
Ausbildenden oder die Ausbildende schriftlich oder elektronisch vorgelegt hat und 

 
6. § 9 Abs. 3 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

 
auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 BBiG von der 
Ablegung des ersten Teils der Abschlussprüfung befreit ist oder    

 
 
7. In § 11 wird Absatz 3 neu eingefügt: 
 

Zur Abschlussprüfung ist auch zuzulassen, wer im Rahmen eines Verfahrens nach § 1 
Absatz 6 BBiG die Bescheinigung der vollständigen Vergleichbarkeit seiner individuellen 
beruflichen Handlungsfähigkeit (Zeugnis) mit der für die Ausübung des im Antrag 



bestimmten anerkannten Ausbildungsberufs erforderlichen beruflichen 
Handlungsfähigkeit erhalten hat (§ 45 Absatz 3 BBiG).  

 
 
8.  § 11 Absatz 3 wird zu Absatz 4. Der Klammerzusatz wird wie folgt geändert: 
  

(§ 45 Absatz 4 BBiG) statt (§ 45 Absatz 3 BBiG). 
 
 
9.  § 12 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
 

Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist durch die Auszubildenden schriftlich oder 
elektronisch nach den von der zuständigen Stelle bestimmten Fristen und Formularen 
zu stellen. Die Auszubildenden haben die Ausbildenden über die Antragstellung zu 
unterrichten 
 
 

10. § 12 Abs. 4 Buchstabe f) wird wie folgt geändert: 
  
 § 11 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 4 statt § 11 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3. 
 
 
11. § 12 Abs. 4 Buchstabe g) wird neu eingefügt: 
 

g) in den Fällen des § 11 Absatz 3 
 

- Zeugnis über die Feststellung der vollständigen Vergleichbarkeit der 
individuellen beruflichen Handlungsfähigkeit mit der für die Ausübung eines 
anerkannten Ausbildungsberufs erforderlichen beruflichen Handlungsfähigkeit 
nach § 50c Absatz 3 Satz 2 BBiG 

 
 
12. § 13 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
 

Die Entscheidung über die Zulassung ist den Prüflingen rechtzeitig unter Angabe des 
Prüfungstages und -ortes einschließlich der erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel schriftlich 
oder elektronisch mitzuteilen. Die Entscheidung über die Nichtzulassung ist dem 
Prüfling schriftlich mit Begründung bekannt zu geben 

 
 
13. § 18a wird neu eingefügt: 
 

§ 18a 
Durchführung schriftlicher Prüfungsleistungen 

 
(1) Sind nach der Ausbildungsordnung Aufgaben schriftlich zu bearbeiten, kann die 
zuständige Stelle bestimmen, dass diese ganz oder in Teilen in digitaler Form an einem 
festgelegten Prüfungsort unter Aufsicht durchgeführt werden. Vor der Entscheidung ist 
der Berufsbildungsausschuss nach § 79 BBiG einzubeziehen. Die 
Prüfungsausschüsse sind rechtzeitig zu informieren. 
 
(2) Die digitale Durchführung der Prüfung erfolgt unter folgenden Maßgaben:  

1. die zuständige Stelle hat die erforderlichen digitalen Endgeräte mit der 
erforderlichen digitalen Ausstattung (digitales Prüfungssystem) zur 
Verfügung zu stellen;    



2. Prüflingen und den Prüfenden ist vor der Prüfung ausreichend Gelegenheit 
zu geben, sich mit dem digitalen Prüfungssystem vertraut zu machen; 

3. während der Abnahme der Prüfungsleistung hat eine für das digitale 
Prüfungssystem technisch sachkundige Person zur Verfügung zu stehen;    

4. bei nicht durch den Prüfling zu vertretenden technischen Störungen ist der 
damit verbundene Zeitverlust durch entsprechende Zeitverlängerung 
auszugleichen;    

5. es ist sicherzustellen, dass nach dem jeweiligen Stand der Technik die von 
den Prüflingen und den Prüfenden eingegebenen Daten diesen stets 
eindeutig und innerhalb der Aufbewahrungsfrist nach § 31 dauerhaft 
zugeordnet werden können. Die Unveränderbarkeit der abschließend 
übermittelten Daten durch die Prüflinge und die Prüfen- den ist 
sicherzustellen. 

Die gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der personenbezogenen Daten sind 
einzuhalten.  

 
 
14. § 18b wird neu eingefügt: 
 

§ 18b 
Virtuelle Teilnahme von Prüfenden 

 
(1) Die zuständige Stelle kann bestimmen, dass bei der Abnahme und Bewertung 
von Prüfungsleistungen, deren Bewertung die Anwesenheit der Prüfenden bei der 
Abnahme erfordert, Prüfende unter Einsatz der Übertragung von Bild und Ton 
(Videokonferenz) teilnehmen, wenn 

1. die zuständige Stelle hat die erforderlichen digitalen Endgeräte mit der 
erforderlichen digitalen Ausstattung (digitales Prüfungssystem) zur 
Verfügung zu stellen;    

2. Prüflingen und den Prüfenden ist vor der Prüfung ausreichend Gelegenheit 
zu geben, sich mit dem digitalen Prüfungssystem vertraut zu machen; 

3. während der Abnahme der Prüfungsleistung hat eine für das digitale 
Prüfungssystem technisch sachkundige Person zur Verfügung zu stehen;    

4. bei nicht durch den Prüfling zu vertretenden technischen Störungen ist der 
damit verbundene Zeitverlust durch entsprechende Zeitverlängerung 
auszugleichen;    

5. es ist sicherzustellen, dass nach dem jeweiligen Stand der Technik die von 
den Prüflingen und den Prüfenden eingegebenen Daten diesen stets 
eindeutig und innerhalb der Aufbewahrungsfrist nach § 31 dauerhaft 
zugeordnet werden können. Die Unveränderbarkeit der abschließend 
übermittelten Daten durch die Prüflinge und die Prüfenden ist 
sicherzustellen. 
 

Auf Antrag einzelner Prüfender bei der zuständigen Stelle gilt Satz 1 nur für einzelne 
Prüfungsleistungen und diese Prüfenden mit der Maßgabe, dass die übrigen Prüfenden 
des jeweiligen Prüfungsausschusses oder der jeweiligen Prüferdelegation dem Antrag 
zustimmen (§ 42a Absatz 1 BBiG) 
 
(2) Die zuständige Stelle kann bestimmen, dass die Prüfenden an Sitzungen von 
Prüfungsausschüssen oder Prüferdelegationen auch ohne Anwesenheit an einem Ort 
teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege 
elektronischer Kommunikation ausüben können (§ 42a Absatz 2 BBiG). 

 
 
15. § 23 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 



Der Prüfling kann nach erfolgter Anmeldung vor Beginn der Prüfung durch schriftliche 
oder elektronische Erklärung zurücktreten. In diesem Fall gilt die Prüfung als nicht 
abgelegt. 

 
 
16. In § 25 Abs. 1 wird Satz 3 neu eingefügt: 
 

Dem jeweiligen Prüfungsausschuss sind zum Zweck der abschließenden Bewertung 
und Feststellung des Prüfungsergebnisses alle erforderlichen Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen. 

 
 
17. In § 25 wird Abs. 2 neu eingefügt: 
 

Werden in einem Prüfungsbereich als schriftlich zu bearbeitende Aufgaben 
ausschließlich Antwort-Wahl-Aufgaben im Sinne des § 42 Absatz 4 BBiG eingesetzt, 
so ist eine mindestens „ausreichende“ Prüfungsleistung erbracht, wenn das vom 
Prüfling erzielte Ergebnis mindestens 50 Prozent der insgesamt erreichbaren Punkte 
beträgt (absolute Bestehensgrenze) oder wenn bei einer Prüfung mit mindestens 100 
Prüflingen mit gleichem Aufgabensatz die vom Prüfling erzielte Punktzahl die 
durchschnittliche Punktzahl aller erstmals an dieser Prüfung teilnehmenden Prüflinge 
um nicht mehr als 10 Prozent in den schriftlich zu bearbeitenden Aufgaben dieses 
Prüfungsbereichs unterschreitet (relative Bestehensgrenze). Die relative 
Bestehensgrenze findet nur dann Anwendung, wenn der Prüfling mindestens 45 
Prozent der insgesamt erreichbaren Punkte in den schriftlich zu bearbeitenden 
Aufgaben dieses Prüfungsbereichs erreicht hat. 

 
Die Absätze 2, 3, 4 und 5 werden zu den Absätzen 3, 4, 5 und 6.  

 
 
18. In § 25 Absatz 3 werden die Sätze 3 und 4 neu eingefügt: 
 

Die Ergebnisse sind vom Prüfungsausschuss zu übernehmen. Auf die Änderung der 
Bewertung abzielende Hinweise von dem Prüfungsausschuss oder der 
Prüferdelegation sind an die zuständige Stelle innerhalb einer von ihr gesetzten Frist 
zu richten. Das Aufgabenerstellungs- oder Aufgabenauswahlgremium entscheidet 
über das weitere Vorgehen. 

 
 
 
 
19. § 26 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

Sofern die Abschlussprüfung in zwei zeitlich auseinanderfallenden Teilen durchgeführt 
wird, ist das Ergebnis der Prüfungsleistungen im ersten Teil der Abschlussprüfung dem 
Prüfling schriftlich oder elektronisch mitzuteilen (§ 37 Absatz 2 Satz 3 BBiG). 

 
 
20. In § 27 Abs. 4 wird Satz 4 neu eingefügt:  
 

Sofern die Schule nach Landesrecht verpflichtet ist, die berufsschulische 
Leistungsfeststellung an die zuständige Stelle zu übermitteln, hat die zuständige Stelle 
die berufsschulische Leistungsfeststellung nach der Übermittlung auf dem Zeugnis 
auszuweisen (§ 37 Absatz 3 BBiG). 

 
 



21. In § 31 wird Abs. 2 eingefügt: 
 

Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen. Landesrechtliche Vorschriften zur 
Archivierung bleiben unberührt. 
 
Der bisherige Text wird Absatz 1. 

 
 
 

 
Artikel 2 

Diese Satzung zur Änderung der Prüfungsordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in 

Kraft. 

 

Oldenburg, den 27.08.2026 

 

gez. Schwetje 

Präsident 

 

Die Satzung wurde am 13.08.2026 vom Niedersächsischen Kultusministerium genehmigt. 


